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Preußiſche Geſetzſammlung 


1931 Ausgegeben zu Berlin, den 27. Juni 1931 Nr. 24 


(Nr. 13613). Geſetz zu dem Vertrage mit den Evangeliſchen Landeskirchen. Vom 26. Juni 1931. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 


(1) Dem in Berlin am 11. Mai 1931 unterzeichneten Vertrage des Freiſtaats Preußen mit 
den Evangeliſchen Landeskirchen ſowie dem dazugehörenden Schlußprotokolle vom gleichen Tage 
wird zugeſtimmt. 

(2) Der Vertrag und das Schlußprotokoll werden nachſtehend veröffentlicht. 


Artikel 2. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. Der Tag, an 
dem der Vertrag und das Schlußprotokoll gemäß Artikel 13 des Vertrags in Kraft treten, iſt in 
der Preußiſchen Geſetzſammlung bekanntzumachen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 26. Juni 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Grimme. 


Vertrag 
des Freiſtaates Preußen mit den Evangeliſchen Landeskirchen. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium und die verfaſſungsmäßigen Vertreter der Evangeliſchen 
Landeskirchen in Preußen haben beſchloſſen, die Rechtslage der Kirchen mit Rückſicht auf die ver- 
änderten Verhältniſſe in einem förmlichen Vertrag neu und dauernd zu ordnen wie folgt: 


Artikel 1. 
Der Freiheit, den evangeliſchen Glauben zu bekennen und auszuüben, wird der Preußiſche 
Staat den geſetzlichen Schutz gewähren. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 11. Juli 1931.) 
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Artikel 2. 


(1) Kirchliche Geſetze und Notverordnungen über die vermögensrechtliche Vertretung der 
Kirchen, ihrer öffentlich-rechtlichen Verbände, Anſtalten und Stiftungen ſowie über die Ordnung 
ihrer Vermögensverwaltung werden dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung bor- 
gelegt werden. 

(2) Der Miniſter kann gegen ſolche Geſetze (Notverordnungen) Einſpruch erheben, ſofern 
ſie eine geordnete Geſchäftsführung nicht gewährleiſten. Der Einſpruch iſt bis zum Ablauf eines 
Monats ſeit der Vorlegung zuläſſig. Über den Einſpruch entſcheidet auf Klage der Kirche das im 
Verwaltungsſtreitverfahren in oberſter Inſtanz zuſtändige Gericht. 


Artikel 3. 


Artikel 2 findet auf die Satzungen der öffentlich-rechtlichen kirchlichen Verbände, Anſtalten 
und Stiftungen mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß an die Stelle des Miniſters für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung eine von dieſem zu beſtimmende Behörde tritt. 


Artikel 4. 


Unbeſchadet der Beſtimmungen der Artikel 2 und 3 können kirchliche Amter frei errichtet 
und umgewandelt werden, falls Aufwendungen aus Staatsmitteln nicht beanſprucht werden. Die 
ſtaatliche Mitwirkung bei der Bildung und Veränderung von Kirchengemeinden und anderen 
öffentlich-rechtlichen kirchlichen Verbänden erfolgt nach Richtlinien, die mit den Kirchen vereinbart 
werden. 


Artikel 5. 


(1) Die Dotation der Kirchen für kirchenregimentliche Zwecke wird künftig jährlich vier 
Millionen neunhundertfünfzigtauſend Reichsmark betragen. Sie wird auf die Kirchen gemäß 
beſonderer Vereinbarung verteilt werden. 

(2) Die den kirchenregimentlichen Zwecken dienenden Gebäude und Dienſtwohnungen ſowie 
deren Einrichtungsgegenſtände bleiben den Kirchen überlaſſen. Die beſtehenden Eigentums- und 
Nutzungsrechte werden auf Verlangen durch Eintragung in das Grundbuch geſichert werden. Fälle 
gemeinſchaftlicher Benutzung werden durch beſondere Vereinbarung geregelt werden. Die bauliche 
Unterhaltung wird nach den für Staatsgebäude jeweils geltenden allgemeinen Grundſätzen erfolgen. 


(3) Für eine Ablöſung der Staatsleiſtungen gemäß Artikel 198 Abſ. 1 der Verfaſſung des 
Deutſchen Reichs bleibt die bisherige Rechtslage der Dotation maßgebend. 


Artikel 6. 


(1) Den Kirchen, ihren öffentlich-rechtlichen Verbänden, Anſtalten und Stiftungen werden 
das Eigentum und andere Rechte an ihrem Vermögen nach Maßgabe der Verfaſſung des Deutſchen 
Reichs gewährleiſtet. 

(2) Soweit ftaatliche Gebäude oder Grundſtücke Zwecken der evangeliſchen Kirche gewidmet 
ſind, bleiben ſie dieſen, unbeſchadet etwa beſtehender Verträge, nach wie vor überlaſſen. 


Artikel 7. 


Zum Vorſitzenden einer Behörde der Kirchenleitung oder einer höheren kirchlichen Ver⸗ 
waltungsbehörde ſowie zum Inhaber eines kirchlichen Amtes, mit dem der Vorſitz oder die Anwart⸗ 
ſchaft auf den Vorſitz einer ſolchen Behörde verbunden iſt, wird niemand ernannt werden, von 
dem nicht die zuſtändige kirchliche Stelle durch Anfrage bei der Preußiſchen Staatsregierung feſt— 
geſtellt hat, daß Bedenken politiſcher Art gegen ihn nicht beſtehen. 
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Artikel 8. 

() Angeſichts der in dieſem Vertrag zugeſicherten Dotation wird ein Geiſtlicher als Vor⸗ 
ſitzender oder Mitglied einer Behörde der Kirchenleitung oder einer höheren kirchlichen Verwaltungs- 
behörde, ferner als Leiter oder Lehrer an einer der praktiſchen Vorbildung der Geiſtlichen gewidmeten 
Anſtalt nur angeſtellt werden, wenn er 

a) die deutſche Reichsangehörigkeit hat, 

b) ein zum Studium an einer deutſchen Univerſität berechtigendes Reifezeugnis beſitzt, 

c) ein mindeſtens dreijähriges theologiſches Studium an einer deutſchen ſtaatlichen Hochſchule 

zurückgelegt hat. 

(2) Wird in einem ſolchen Amt ein Nichtgeiſtlicher angeſtellt, ſo findet die Vorſchrift des 
Abſ. 1 zu a Anwendung. 

(3) Bei kirchlichem und ſtaatlichem Einverſtändnis kann von den in Abi. 1 und 2 genannten 
Erforderniſſen abgeſehen werden; insbeſondere kann das Studium an anderen deutſchſprachigen 
Hochſchulen als den in Abſ. 1 zu e genannten anerkannt werden. 

(4) Mindeſtens zwei Wochen vor der beabſichtigten Anſtellung in einem der in Abſ. 1 und 2 
bezeichneten Amter wird die zuſtändige kirchliche Behörde dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung von dieſer Abſicht und, mit beſonderer Rückſicht auf die vorgenannten Anſtellungs⸗ 
erforderniſſe, von den Perſonalien des in Ausſicht genommenen Amtsträgers Kenntnis geben. Bei 
einer Verſetzung auf ein anderes Amt gleicher Art genügt eine alsbaldige nachträgliche Anzeige. 


Artikel 9. 

(1) Für die Anſtellung als Pfarrer gelten die in Artikel 8 Abſ. 1 zu a, b und o, für die 
Anſtellung als Hilfsgeiſtlicher im pfarramtlichen Dienſt mindeſtens die dort zu a und b genannten 
Erforderniſſe. Artikel 8 Abſ. 3 findet Anwendung. 

(2) Alsbald nach der Ernennung eines Pfarrers wird der Staatsbehörde von ſeinen Per⸗ 
ſonalien, mit beſonderer Rückſicht auf Abſ. 1 dieſes Artikels, Kenntnis gegeben werden. 


Artikel 10. 
Die Pfarrſtellen fiskaliſchen Patronats im Gebiet der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen 
Union werden bis zu einer neuen Vereinbarung, insbeſondere für den Fall des Erlaſſes des in 
Artikel 83 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vorgeſehenen Geſetzes, nach Benehmen zwiſchen 
Staats- und Kirchenbehörde beſetzt, ſoweit nicht die Beſetzung einem anderen zuſteht. Das Nähere 
regelt eine beſonders zu vereinbarende Anweiſung. 


Artikel 11. 

(1) Für die wiſſenſchaftliche Vorbildung der Geiſtlichen bleiben die evangeliſch-theologiſchen 
Fakultäten an den Univerſitäten in Berlin, Bonn, Breslau, Göttingen, Greifswald, Halle, Kiel, 
Königsberg, Marburg und Münſter beſtehen. 

(2) Vor der Anſtellung eines ordentlichen oder außerordentlichen Profeſſors an einer 
evangeliſch-theologiſchen Fakultät wird der kirchlichen Behörde Gelegenheit zu gutachtlicher Außerung 
gegeben werden. 8 

(3) Die Ernennung der evangeliſchen Univerſitätsprediger geſchieht durch die Staatsbehörde 
im Einvernehmen mit der Kirchenbehörde. 


Artikel 12. 
Die Vertragſchließenden werden eine etwa in Zukunft zwiſchen ihnen entſtehende Meinungs- 
verſchiedenheit über die Auslegung einer Beſtimmung dieſes Vertrages auf freundſchaftliche 
Weiſe beſeitigen. 
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Artikel 13. 


(1) Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert und bie Ratifikationsurkunden ſollen möglichſt bald in 
Berlin ausgetauſcht werden. Er tritt mit dem Tag ihres Austauſches in Kraft. 


(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieſes Vertrages treten die ſeinen Beſtimmungen 
entgegenſtehenden Geſetze und Verordnungen außer Kraft. 
Zu Urkund deſſen iſt dieſer Vertrag in doppelter Urſchrift unterzeichnet worden. 


Berlin, den 11. Mai 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
gez. Dr. Otto Braun, Preußiſcher Miniſterpräſident, 
gez. Dr. Hermann Höpker Aſchoff, Preußiſcher Finanzminiſter, 
gez. Adolf Grimme, Preußiſcher Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


(Siegel.) Der Kirchenſenat der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union. 
gez. D. Friedrich Winckler, 
gez. D. Dr. Hermann Kapler, 
gez. D. Georg Burghart. 


(Siegel.) Der Landesbiſchof, der Vorſitzende des Landeskirchenausſchuſſes und der 
Präſident des Landeskirchenamts der Evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche 
Hannovers. 
gez. D. Auguſt Marahrens. gez. D. Georg Schaaf. gez. Max Schramm. 


(Siegel.) Die Kirchenregierung der Evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche 
Schleswig⸗Holſteins. 


gez. D. Adolf Mordhorſt, Biſchof, 
gez. D. Dr. Traugott Freiherr von Heintze. 


(Siegel.) Die Kirchenregierung der Evangeliſchen Landeslirche in Heſſen⸗Kaſſel. 
gez. D. Heinrich Möller, Landesoberpfarrer, 
gez. Dr. Karl Bähr, Präſident des Landeskirchenamtes. 


(Siegel) Die Landeskirchenregierung der Evangeliſchen Landeskirche in Naſſau. 
gez. D. Auguſt Kortheuer, Evangeliſcher Landesbiſchof, 
gez. Dr. Hans Theinert, Präſident des Evangeliſchen Landeskirchenamtes. 


(Siegel.) Der Landeskirchenrat der Evangeliſchen Landeskirche Frankfurt am Main. 
gez. D. Richard Schulin, Präſident des Evangeliſchen Landeskirchenrates, 
gez. D. Johannes Kübel, Kirchenrat. 


(Siegel.) Der Landeskirchenvorſtand der Evangeliſch-reformierten Landeskirche 
der Provinz Hannover. 
gez. Otto Koopmann, Präſident des Landeskirchenrates. 


(Siegel.) Der Landeskirchenrat der Evangeliſchen Landeskirche von Waldeck und Pyrmont. 
gez. Hermann Dihle, Präſident des Landeskirchenrates. 
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Schlußprotokoll. 


Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage geſchloſſenen Vertrages des Freiſtaats Preußen 
mit den Evangeliſchen Landeskirchen ſind folgende übereinſtimmende Erklärungen abgegeben worden, 
die einen integrierenden Beſtandteil des Vertrages bilden. 


Zu Artikel 2 Abf. 1. 


Die Ordnung der kirchlichen Vermögensverwaltung umfaßt die Bildung der Verwaltungs⸗ 
organe und die allgemeine Geſtaltung ihrer Geſchäftsführung. 


Zu Artikel 2 Abſ. 2. 


Es beſteht Übereinſtimmung darüber, daß ein kirchliches Geſetz (eine Notverordnung) nicht 
eher in Kraft geſetzt werden wird, als der Einſpruch zurückgenommen oder aufgehoben iſt. 


Zu Artikel 4 Satz 2. 


Die Richtlinien können auch die ſtaatliche Mitwirkung bei der Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung regeln. 


Zu Artikel 5 Abſ. 1 Satz 1. 


(1) Die Dotation enthält auch die Abgeltung der im Bereich der Evangeliſchen Kirche der 
altpreußiſchen Union und der Evangeliſchen Landeskirche in Naſſau von ſtaatlichen Behörden bisher 
geführten kirchlichen Kaſſengeſchäfte. 

(2) Auf die Dotation werden die in § 4 Abſ. 3 und 4 des Staatsgeſetzes vom 15. Oktober 
1924 (Geſetzſamml. S. 607) genannten Bezüge angerechnet. 

(3) Bei Bemeſſung der Dotation iſt von dem derzeitigen Stande der Aufwendungen des 
Preußiſchen Staates für vergleichbare perſönliche und ſächliche Zwecke ausgegangen worden. Es 
beſteht Einverſtändnis darüber, daß in Zukunft hierin etwa eintretende Anderungen bei der 
Dotation entſprechende Berückſichtigung finden ſollen. 


Zu Artikel 5 Abſ. 2 Satz 4. 


Die kirchlichen Aufwendungen für die bauliche Unterhaltung der vom Staate zu unter- 
haltenden Predigerſeminare werden den Beträgen der Dotation angepaßt werden. 


Zu Artikel 7. 


(1) Eine Ernennung im Sinne dieſes Artikels liegt nicht vor, wenn der Vorſitz der Behörde 
mit einem ſynodalen Amt als ſolchem verbunden iſt. Die Anwendung des Artikels wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß der Inhaber eines der in ihm genannten kirchlichen Amter auf den 
Vorſitz oder die Anwartſchaft verzichtet. 

(2) Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß als politiſche Bedenken im Sinne dieſes Artikels 
nur ſtaatspolitiſche, nicht dagegen kirchliche oder parteipolitiſche gelten. Bei etwaigen Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten hierüber (Artikel 12) wird die Preußiſche Staatsregierung auf Wunſch bie Tat- 
ſachen angeben, aus denen ſie die Bedenken herleitet. Die Feſtſtellung beſtrittener Tatſachen wird 
auf Antrag einer von Staat und Kirche gemeinſam zu beſtellenden Kommiſſion übertragen, die zu 
Beweiserhebungen und Rechtshilfeerſuchen nach den für preußiſche Verwaltungsgerichte geltenden 
Vorſchriften befugt iſt. 


Zu Artikel 8 Abſ. 1. 


Vorbildungsanſtalt im Sinne dieſer Beſtimmung iſt auch ein Sammelvikariat, nicht aber 
eine Anſtalt zur Vorbildung für den kirchlichen Dienſt an deutſchen Evangeliſchen außerhalb 
Deutſchlands. i 
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Zu Artikel 8 Abſ. 1 Buchſtabe c. 
Das an einer öſterreichiſchen ſtaatlichen Univerſität zurückgelegte theologiſche Studium wird 
auf Wunſch der beteiligten Kirche entſprechend den Grundſätzen, die für andere geiſteswiſſenſchaft⸗ 
liche Fächer gelten werden, als gleichberechtigt anerkannt. 


Zu Artikel 8 Abſ. 4 Satz 1. 
Ein ſtaatliches Einſpruchsrecht wird hierdurch nicht begründet. 


Zu Artikel 11 Abſ. 1. 

Wird eine der genannten preußiſchen Univerſitäten mit einer außerpreußiſchen vereinigt, ſo 
wird an der vereinigten Univerſität eine evangeliſch-theologiſche Fakultät erhalten bleiben, die hin⸗ 
ſichtlich ihres Verhältniſſes zur kirchlichen Behörde den bisher im Gebiet der vertragſchließenden 
Kirchen vorhandenen evangeliſch-theologiſchen Fakultäten gleichgeſtellt wird. 


Zu Artikel 11 Abſ. 2. 


(1) Bevor jemand als ordentlicher oder außerordentlicher Profeſſor an einer evangeliſch— 
theologiſchen Fakultät erſtmalig angeſtellt werden ſoll, wird ein Gutachten in bezug auf Bekenntnis 
und Lehre des Anzuſtellenden von derjenigen oberſten kirchlichen Verwaltungsbehörde erfordert 
werden, in deren Amtsbereich die Fakultät liegt. 

(2) Die der Anſtellung vorangehende Berufung, d. h. das Angebot des betreffenden Lehr: 
ſtuhls durch den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, wird in vertraulicher Form 
und mit dem Vorbehalt der in Abſ. 1 vorgeſehenen Anhörung geſchehen. Gleichzeitig wird die 
kirchliche Verwaltungsbehörde benachrichtigt und um ihr Gutachten erſucht werden, für welches ihr 
eine ausreichende Friſt gewährt werden wird. 

(3) Etwaige Bedenken gegen Bekenntnis und Lehre des Anzuſtellenden werden von der kirch— 
lichen Verwaltungsbehörde nicht erhoben werden, ohne daß ſie ſich mit Vertretern der übrigen 
Kirchen, die von dieſen unter Berückſichtigung des Bekenntniſſes der befragten Kirche zu beſtimmen 
ſind, beraten und feſtgeſtellt hat, ob ihre Bedenken überwiegend geteilt werden. Das Ergebnis wird 
in dem Gutachten angegeben werden. Bei einer ohne Widerſpruch der Fakultät erfolgenden Be- 
rufung wird die kirchliche Verwaltungsbehörde vor der etwaigen Einleitung des in Satz 1 vor⸗ 
geſehenen Verfahrens durch Vermittlung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung in eine vertrauliche mündliche Fühlungnahme mit der Fakultät eintreten, auf Wunſch der 
kirchlichen Verwaltungsbehörde oder der Fakultät unter Beteiligung eines der evangeliſchen Kirche 
angehörigen Vertreters des Miniſteriums. 

(4) Solange das Gutachten nicht vorliegt, wird eine Veröffentlichung der Berufung nicht 
erfolgen. 

(5) Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für eine Wiederanſtellung, falls der zu Be- 
rufende inzwiſchen die Zugehörigkeit zu einer evangeliſch-theologiſchen Fakultät des Kirchengebietes 
verloren hatte. 

(6) Wird die Verſetzung eines ordentlichen oder außerordentlichen Profeſſors von einer 
evangeliſch-theologiſchen Fakultät im Gebiete der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union an 
eine andere evangeliſch-theologiſche Fakultät dieſes Gebietes beabſichtigt, [o wird gleichzeitig mit der 
Berufung der Evangeliſche Oberkirchenrat vertraulich unterrichtet; es ſteht ihm frei, ſich über die 
durch die Verſetzung berührten provinzialkirchlichen Intereſſen binnen eines Monats zu äußern. 


Zu Artikel. 11 Abſ. 3. 


(1) Der Univerſitätsprediger wird aus den ordinierten Mitgliedern der Fakultät ernannt. 
Mit ſeiner Einführung wird die Kirche einen ihrer oberſten Geiſtlichen beauftragen. 


inch +37 f 1101 | u 


Preuß. Geſetzſammlung 1931. Nr. 24, ausgegeben am 27. 6. 31. 113 


(2) Wird aus beſonderen Gründen bon der Ernennung eines Univerſitätspredigers abgeſehen, 
ſo wird Sorge getragen werden, daß auf Grund beſonderer Vereinbarung der evangeliſche 
akademiſche Gottesdienſt von Mitgliedern der evangeliſch-theologiſchen Fakultät abgehalten wird. 


Zu Artikel 13 Abſ. 2. 
Es treten insbeſondere die Artikel 2 und 3, Artikel 20 Abſ. 1 Satz 3 des Staatsgeſetzes vom 
8. April 1924 (Geſetzſamml. S. 221) außer Kraft. Die ſtaatlichen Vorſchriften über das kirchliche 
Steuer- und Umlageweſen, einſchließlich derjenigen über die ſtaatliche Mitwirkung bei der kirchlichen 
Geſetzgebung, bleiben vorbehaltlich der Beſtimmung in Satz 1 dieſes Vermerks unberührt. 


Berlin, den 11. Mai 1931. 


gez. Dr. Otto Braun. 
gez. Dr. Hermann Höpker Aſchoff. 
gez. Adolf Grimme. 
gez. D. Friedrich Winckler. 
gez. D. Dr. Hermann Kapler. 
gez. D. Georg Burghart. 
gez. D. Auguſt Marahrens. gez. D. Georg Schaaf. gez. Mar Schramm. 
gez. D. Adolf Mordhorſt. 
gez. D. Dr. Traugott Freiherr von Heintze. 
gez. D. Heinrich Möller. 
gez. Dr. Karl Bähr. 
gez. D. Auguſt Kortheuer. 
gez. Dr. Hans Theinert. 
gez. D. Richard Schulin. 
gez. D. Johannes Kübel. 
gez. Otto Koopmann. 
gez. Hermann Dihle. 
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